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Als Chef kann Martin Schulz eine Zu-
mutung sein. Auch nach einem lan-
gen Arbeitstag lässt der Mann kein

Interview aus, und wenn er zu später Stun-
de bei einem Glas Apfelsaftschorle endlich
ausspannt, weiß er es zu schätzen, wenn
seine Getreuen mit ihm ausharren. 

Eines aber lässt sich Schulz gewiss nicht
nachsagen: dass er das Engagement seiner
hart arbeitenden Gefolgschaft nicht beloh-
nen würde. Wenn es darum ging, enge Mitar -
beiter zu fördern, ließ sich Schulz nur schwer
übertreffen: auch wenn das mit dem gelten-
den Dienstrecht mitunter kaum
vereinbar war. 

Das zeigte sich nicht nur im
Fall seines Vertrauten und heu-
tigen Wahlkampfmanagers Mar-
kus Engels, dem Schulz gegen
die Usancen einen gut ausgestat-
teten Posten im Berliner Büro
des EU-Parlaments verschaffte.
Zuletzt wurde Engels sogar
noch EU-Beamter auf Probe
(SPIEGEL 7/2017). 

Wie aus einem internen Ver-
merk von Beamten des Europa-
parlaments hervorgeht, versuch-
te Schulz im Oktober 2015 in
vier weiteren Fällen Mitarbei-
tern in seinem Präsidentenkabi-
nett Karrierevorteile zu ver-
schaffen, und das auch noch
rückwirkend. Die Regeln des
Parlaments interessierten ihn
dabei offenbar wenig. Schulz’
Entscheidungen seien in großen
Teilen „nicht vereinbar mit den
Personalvorschriften“ der EU,
schrieben die Beamten. 

Vergangene Woche hatten Eu-
ropaabgeordnete der CDU ein
Anti-Schulz-Dossier in Umlauf
gebracht. SPD-Generalsekretä-
rin Katarina Barley sprach da-
raufhin von einer „Schmutz-
kampagne“. Diesmal aber sind
es keine konservativen Parla-
mentarier, die ihn ins Visier nah-
men. Die Kritik stammt von

* Von 2012 (Ausriss).

Leuten, denen es gewöhnlich fernliegt, mit
Dreck zu schleudern: Es sind Verwaltungs-
beamte des Euro paparlaments. 

Sie werfen Schulz vor, am 20. und 21.
Oktober 2015 die Beförderung gleich meh-
rerer enger Mitarbeiter eigenmächtig auf
den Weg gebracht zu haben, darunter
 einen deutschen CDU-Mann und Schulz’
diplomatischen Berater. Dabei hat der Prä-
sident seine Kompetenzen offenbar über-
schritten. Normalerweise müssen EU-Be-
amte nach Ende ihrer Zeit beim Präsiden-
ten wieder auf ihren alten Posten zurück.
Von dieser Vorgabe ließ sich Schulz jedoch
nicht bremsen und wollte munter – gut
alimentierte – Referatsleiterposten unter
seinen Leuten verteilen, die ihnen auch
für ihre spätere Karriere garantiert sein
sollten. Zudem legte er fest, dass sie ihren
Dienst bei ihm für ihre spätere Karriere
als Führungsaufgabe angerechnet bekom-
men sollten, ein weiterer Regelverstoß,
den die Parlamentsverwalter mit Ärger re-
gistrierten.

Für die Steuerzahler könnte Schulz’
Großzügigkeit teuer werden, wie die Ver-
merkschreiber säuerlich festhalten. Mit sei-
ner Entscheidung zwinge Schulz Parlament

und Kommission, „die abgestellten Beam-
ten nach ihrer Abordnung mit einem hö-
heren Posten zu versorgen“, schreiben sie.
Die eigentlich zuständige Parlamentsver-
waltung und ihren Generalsekretär Klaus
Welle überging Schulz offenbar gleich
mehrfach. Dabei hätte der Präsident „bei
der Anstellung von Direktoren“ eigentlich
nur das Recht gehabt, „eine Empfehlung
auszusprechen“, heißt es in dem Vermerk.
Nur mit Mühe konnte der Alleingang des
Präsidenten zumindest teilweise gestoppt
werden. Das Parlament wollte zu dem Vor-
gang keine Stellung nehmen.

Es gelang dem Tatmenschen Schulz da-
gegen im Falle seines jetzigen Wahlkampf-
managers Engels seine Vorstellungen voll-
umfänglich durchzusetzen. Der arbeitete
ab 2012 für Schulz im Informationsbüro
des Europaparlaments in Berlin, trotz sei-
nes offiziellen Dienstsitzes Brüssel. Das
trug dem Schulz-Mann nicht nur einen
Auslandszuschlag in Höhe von 16 Prozent
des Bruttogehalts ein. Er hat auch allein
für 2012 über 16000 Euro für die angeb -
liche Dauerdienstreise von Brüssel nach
Berlin geltend gemacht, obwohl er ohne-
hin fast immer in Berlin war.

Wie sich nun herausstellt, hat-
te sich Schulz höchstpersönlich
für seinen Mit arbeiter eingesetzt.
Dies belegt ein Schreiben des da-
maligen Parlamentspräsidenten
an Engels’ Vorgesetzte, die da-
malige Chefin der Generaldirek-
tion Kommunikation, Juana La-
housse-Juárez: Darin bat Schulz
am 18. Januar 2012, Engels bis
zum Ablauf seines Vertrags auf
eine sogenannte Langzeitmis -
sion nach Berlin zu entsenden.
Er solle „dort meine Aktivitäten
in Deutschland unterstützen“,
schrieb Schulz zur Begründung. 

Die SPD hatte dagegen den
Eindruck zu erwecken versucht,
als habe sich Schulz in die Ver-
tragsgestaltung seines Mitarbei-
ters nicht eingemischt. Engels’
Anwesenheit in Berlin sei „für
die Betreuung der nicht in Brüs-
sel akkreditierten deutschen
Journalisten erforderlich“ gewe-
sen, heißt es. Zudem handele 
es sich bei der „Mission longue
 durée“ um eine gängige Praxis
im Europaparlament. 

Doch das stimmt nicht. Wie
das Europaparlament auf Anfra-
ge des SPIEGEL mitteilte, befan-
den sich von seinen rund 7600
Mitarbeitern von Januar 2016 bis
heute genau 13 auf Dauerdienst-
reise. Dreizehn. Die meisten
dürften für ihre Dienstreise tat-
sächlich Koffer gepackt haben.
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„Nicht
vereinbar“
SPD In seiner Brüsseler Zeit
 verteilte Kanzlerkandidat 
Schulz nicht nur fragwürdige
Privi legien; er setzte sich 
auch über Vorschriften hinweg. 
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